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Nach beiden Richtungen hin liegen jedenfalls gefährliche geiſtige, 
zum Theil künſtlich, zum Theil unlauter geſteigerte Epidemien vor, 
und auch dieſe wird man kaum anders beſeitigen können, als daß 
man ſie „austoben läßt“. 

Der Freiheitswahn des wirthſchaftlichen Liberalismus wurzelt in 
dem Satze, daß es im Weſentlichen nur Aufgabe des Staates ſei, das 
ſächliche Eigenthumsrecht zu ſchützen, wie ſolches nach römiſch⸗ rechtlichem 
Begriffe ſich vor 2000 Jahren herausgebildet hatte und der ſtarre 
e e des gelehrten römiſchen Juriſtenthums noch heut als 
alleinſeeligmachend und unfehlbar feſthält. Alles, was über dieſen 


politiſche Behörde bereits rechtskräftig zu Gunſten des Belangten ent⸗ römiſch⸗rechtlichen Eigenthumsſchutz hinausgehe, ſei unnöthige Bevor⸗ 


ſchieden hat. (88 48 J. N.; 5 poss. summ.) 
Literatur. 
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Perſonalien. 
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Geiſtige Epidemien und ihre Heilung.“) 


Es gibt Erſcheinungen im Volksleben, die man treffend als 
geiſtige Epidemien bezeichnen kann. Wie anſteckende körperliche Krank⸗ 
ſo treten ſie plötzlich als Krankheiten des geiſtigen Lebens in 
verheerender Weiſe auf, und der Pſychologe iſt hier ebenſo rathlos nach 


heiten 


den Heilmitteln für die geiſtigen Seuchen, wie der Arzt nach denjenigen 
für die leiblichen. 5 


Wir dürfen für die Vergangenheit nur an die verſchiedenen 


Perioden des überſpannten religiöſen Wahnglaubens, darunter insbe⸗ 
ſondere an die Kreuzzüge, an die Hexenverfolgung, den Geſpenſter⸗ 
glauben, den Somnambulismus, das Wahrſagen, das Tiſchrücken ꝛc., 
erinnern, alles tiefgehende Verirrungen und Ueberſpanntheiten des 
geiſtigen Lebens, die zu der Zeit, als ſie auftauchen, faſt unwiderſtehlich 
wirkten und nur dadurch beſeitigt werden konnten, daß man fie „ ſich 
ſelbſt austoben ließ“. N 

In unſerer rationaliſtiſchen Gegenwart graſſiren nun freilich 
weniger religiöſe, deſto mehr aber politiſche Epidemien, übertriebene 
Hoffnungen von der alleinſeeligmachenden Wirkung beſtimmter herge⸗ 
brachter politiſcher Glaubensſätze und Schlagwörter und übertriebene 
Furcht vor der großen Gefahr beſtimmter unbekannter und unerkenn⸗ 
barer neuer politiſchen Beſtrebungen. 

Zu den vorherrſchenden Hoffnungsepidemien der Gegenwart gehört 
offenbar der Freiheitswahn des wirthſchaftlichen Liberalismus, wogegen 
zu den ſchlimmſten Furchtepidemien die Zwangsſurcht vor der zeitigen 
Socialdemokratie gehört. 


) Aus der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. Man vergleiche hiezu den 
Auſſatz: „Sociale Contagien und Epidemien“ in Nr. 44 des Jahrganges 1876 
dieſer Zeitſchrift. Die Redaction. 


mundung, widerrechtliche Beſchränkung der perſönlichen Freiheit, ſchädliche 
| Feſſelung der wirthſchaftlichen Kräfte, unberechtigter Zwang und unnatür⸗ 
che Beeinträchtigung. 

Nun liegt aber dem römiſchen Eigenthumsrecht gar kein ſittliches 

Princip zu Grunde, ſondern es iſt ein reiner und unbeſchränkter Macht⸗ 
begriff, was nicht nur aus der Bezeichnung dominium — Herrſchaft, 
ſondern auch aus der ausführlichen Definition hervorgeht, daß es die 
unbeſchränkte und ausſckließliche Herrſchaft über Sachen ſei. 

| Da die Erlangung von Sachen oder Sachen erzeugenden Hand⸗ 
lungen (Dienſte) nun aber die Exiſtenzfrage für Jedermann in ſich 
ſchließt, ſo folgt von ſelbſt daraus, daß, wenn die zur Exiſtenz erforder⸗ 
lichen Sachen oder Sachen erzeugenden Handlungen der unbeſchränkten 
und ausſchließlichen Herrſchaft eines dieſelben beſitzenden Theiles der 
Bevölkerung unterworfen ſind, jeder andere begehrende Theil nicht mehr 
in einem Rechtsverhältniſſe zu dem beſitzenden Theile ſteht, ſondern in 
ein willkürliches Abhängigkeitsverhältniß zu demſelben eintritt. Die 
Rechtsfrage des Eigenthums verwandelt ſich alſo alsdann in eine 
Machtfrage. 

| Freilich entſprach dies dem Geifte und den Intentionen des römi⸗ 
ſchen Rechts, unter deſſen Willkürherrſchaſt und Wucherthum jedoch 
ſchließlich das Alterthum zuſammenbrach, um — zu neuem Verderben 
durch das römiſche Juriſtenthum für die chriſtliche und germaniſche 
Welt wiederum verjüngt und aufgerichtet zu werden. 

| Ganz anders dagegen war und iſt das Eigenthum des germani⸗ 
ſchen Rechts, dem nicht das Machtprincip der Herrſchaft, ſondern das 
Sittlichkeitsprincip der Arbeit und des eigenen Thuns (Eigenthum) zu 
Grunde lag, und das nicht als die unbeſchränkte und ausſchließliche 
Herrſchaft über Sachen, ſondern als das Recht der ausſchließlichen und 
ſelbſteigenen Bethätigung und des Genuſſes dieſer Bethätigung zu defi⸗ 
niren iſt, mag es ſich nun um eine Bethätigung an Sachen oder um 
eine ſolche unabhängig davon handeln. 

Daher in unſerm öffentlichen deutſchen Recht überall Rechtsinſti⸗ 
tutionen, wo das römiſche Recht gar keine beſaß und gar kein Ver⸗ 
ſtändniß dafür hatte, daher die ſortgeſetzte und vollſtändige „Untergrabung“ 
der lebendigen deutſchen „Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung“ durch das 
todte römiſche Buchſtabenrecht, daher in den Markgenoſſenſchaften der 

gemeinſchaftliche Beſitz und das beſondere perſönliche und ſelbſteigene 
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Bethätigungs⸗ oder Nutzungsrecht der Genoſſen daran, daher ſelbſt bei Aufgabe vollzieht ſich nicht ohne heftige Kämpfe und vollzieht ſich nicht 
den ſpäteren Eroberungen und der Ausbildung des Großgrundbeſitzes über Nacht. Am leichteſten und ſicherſten vollzieht ſie ſich aber jedenfalls 
der beſtimmte Rechtsſchutz auch für die Unterſaſſen und Einlieger, denen gerade durch das freieſte Walten der Meinungsäußerungen, denn da⸗ 
ein Gewiſſes für ihre Leiſtungen gewährt werden mußte, daher im durch werden wider Wiſſen und Willen die Geiſter allmälig von ſelbſt 
Gewerbsleben die feſtgeſetzten gleichen Berechtigungen der Meiſter, die | umgeftaltet und die Geſinnungen allmälig von ſelbſt ausgeglichen und 
ganz beſtimmten Verpflichtungen derſelben gegenüber den Geſellen und übereinſtimmend gemacht. 
Lehrlingen, daher die Minimaltaxen für die freien Arbeiter und die Die beſtehenden ſchroffen Widerſprüche und Gegenſätze beruhen 
Maximaltaxen für den Handelsverkehr. Ueberall finden wir Verhältniſſe faſt ausſchließlich nur auf Vorurtheilen, vorgefaßten Meinungen, künſt⸗ 
des Rechts, nirgends der Willkür, überall Ordnung, nirgends die lich erregter Furcht und künſtlich erregter Verfeindung, albernen Miß⸗ 
„Freiheit“. verſtändniſſen, böswilligen Entſtellungen und Uebertreibungen, doctrinärer 

Indeß nachdem das römiſche Recht dieſe Ordnungen verunſtaltet, „Verbohrtheit“, rationaliſtiſchem Aberglauben, Eitelkeit, Ueberhebung, 
weil es ſie gar nicht verſtand und nachdem fie, ſtatt den Bedürfniſſen Selbſtſucht. 
der Zeit gemäß fortentwickelt zu werden, unter dem Rufe der „Freiheit“ Die alten und bisherigen Hauptgrundlagen der Geſellſchaft 
und im egoiſtiſchen Geiſte des römiſchen Rechts radical beſeitigt worden können und werden aber von keiner Strömung der Zeit und auch 
waren, nachdem fie unſer geſammtes Rechts⸗ und Wirthſchaftsleben in niemals von der jetzigen „Socialdemokratie“ weggewaſchen werden; 
ganz ähnlicher und gleicher Weiſe „zur Blüthe“ getrieben haben, wie wohl aber bedarf es einer mächtigen und kräftigen Strömung, um ſie 
ſolche zur Zeit der „höchſten Blüthe“, d. h. des thatſächlichen Verfalls von ihrem vielen und angehäuften Schmutze rein zu waſchen. Und wenn 
des römiſchen Reiches bereits beſtand, begegnen wir jetzt dem dem eine ſolche Strömung nicht vorhanden wäre, ſo müßte ein wahrer 
Extrem der bisherigen „Freiheit“ entgegengeſetzten Extrem des Zwanges, Staatsmann ſie zu ſchaffen ſuchen, um ſie befruchtend leiten zu können; 
und es bewährt ſich demnach der alte Satz, daß „die Extreme ſich nie und immer jedoch darf ſie, ſtatt klug benutzt, vollſtändig ſich ſelbſt 
berühren“. überlaſſen oder unklug und gewaltſam unterdrückt werden. 

Die Socialdemokratie will den „Freiheitsſtaat“ in einen „Zwangs⸗ ae be m 
ſtaat“ verwandeln; das ift im Allgemeinen offenbar richtig; indeß die 7 
Furcht vor dem beabſichtigten Umfange ihrer „Zwangsjacke“ iſt offen⸗ i f . aris. 
bar eine übertriebene und künſtlich geſteigerte, wie die Hoffnung auf | Mittheilungen aus der Praxis 
den „Schwindel“ der Freiheit eine offenbar eitle war und iſt. 


Zweifellos wird in keinem Falle der „Schwindel“ des Freiheits⸗ ade e ed En se sas 
- R 2 : 5 er Gewerbeordnung. 
ſtaates von Beſtand ſein und bleiben können, und die Reaction der Die Benützung eines Victualiengewölbes zu einer Weinſtube aus 


Maſſen der Bevölkerung dagegen iſt an und für ſich eine vollkommen allgemeinen polizeilichen Nückſichten als unzuläſſig erkannt. 
berechtigte, wie ein Zeichen der inneren und eigenen Geſundung des Aloisia S., welche in einer der frequenteſten Gaſſen von N. 
Volksgeiſtes aus ſich ſelbſt heraus und durch ſich ſelbſt. , einen Victualien⸗ und Delicateſſenhandel betreibt, iſt bei der politischen 
Ebenſo natürlich aber iſt es, daß, wenn die Regierungen dieſen Bezirksbehörde um die Verleihung einer Conceſſion zum Betriebe eines 
Volksgeiſt nicht richtig zu erkennen und zu leiten verſtehen, er einer Weinſchankes und zwar fpeciell des Ausſchankes von Tiroler Weinen in 
Anzahl von Volksführern und Volksverführern anheim fällt und dem Gewölbe ihres bisherigen Geſchäſtes eingeſchritten. Dieſelbe wurde 


anheimfallen muß, in der er ſich zunächſt und ſo lange weſentlich ihr jedoch aus Rückſichten der polizeilichen Ueberwachung verweigert. 
und lediglich als ein Geiſt der Verneinung offenbaren muß, bis er nach Ueber den gegen den diesſälligen Beſcheid eingebrachten Recurs 


eigener Klärung und eigenem Ringen ſich zu lebensvollen Geſtaltungen der Conceſſionswerberin wurde ſeitens der k. k. Statthalterei zu W. 
herausgebildet hat oder weile in geebuete Bahnen geführt wird. Nichts die Entſcheidung des Stadtrathes von N. aus dem Grunde beſtätiget, 
Schädlicheres und nichts Verderblicheres kann es aber geben, als dieſen weil „die Vereinigung des Ausſchankes von Wein mit einem Victualien⸗ 
Gährungs⸗ und Geſtaltungsproceß gewaltſam zu ſtören und zu unter⸗ handel aus allgemeinen polizeilichen Rückſichten unzuläſſig ſei.“ 
brechen, denn dieſe Willkür wird mit der Willkür beantwortet, die Hiegegen bei der höheren Inſtanz Beſchwerde führend, machte 
eigene und naturgemäße Selbſtklärung dadurch ausgeſchloſſen, unbegrün⸗ A. S. Folgendes geltend: Die k. k. Statthalterei zu W. rechtfertigte 
dete Furcht und thörichter Schrecken dadurch künſtlich erzeugt, jeglicher die Abweiſung des Recurſes damit, daß fie allgemeine polizeiliche Rück⸗ 
im Geheimen ſchleichenden öffentlichen Täuſchung und jeglichem finſteren ſichten gegen die Vereinigung des Weinſchankes mit einem Victualienhandel 
öffentlichen Betruge dadurch im vollſten Maße Vorſchub geleiſtet werden. in's Feld führt. Nun ſei aber nach den Vorſchriften der Gewerbeordnung 
Hier iſt in der That und allein die „Freiheit“ das richtige und vom 20. December 1859 die Vereinigung zweier oder mehrerer Gewerbe 
einzige Heilmittel, und zwar um ſo mehr, als letztere ſelbſt in jedem in einer Hand geftattet. Wenn es auch richtig ſei, daß der § 18, Ab. 
Falle ſich durch ſich ſelbſt heilen muß und nur allein heilen kann. Die 2 des citirten Geſetzes der Behörde zur Pflicht mache, bei einer Reihe 
Staatsgewalt hat nur ein Recht und eine Pflicht, da und dann einzu⸗ der Conceſſionirung unterworfenen Gewerben, auch die „Rückſichten der 
ſchreiten, wenn ihr ſelbſt Gewaltthaten gegenüber geſtellt werden; nicht polizeilichen Ueberwachung ins Auge zu faſſen“, ſo genüge es angeſichts 
aber darf fie durch Vergewaltung des freien Denkens und der Geſinnung des früher normirten Grundsatzes doch wohl kaum, in einem gegebenen 
ſelbſt Gewalt üben und die Gewalt ſelbſt provociren. Nur die Sphäre Falle leichterdings dieſe Rückſichten der polizeilichen Ueberwachung zu 


des äußeren Rechts iſt die Domäne des Staates; jede gewaltthätige einem Grunde der Coneeſſionsverweigerung zu machen. Nach der An⸗ 
Unterdrückung der inneren Meinungsäußerung dagegen iſt Tyrannei. ſicht der Recurrentin müßte vielmehr in jedem derartigen und ſonach 


| 
| 
Wohin dieſe gewaltſame Unterdrückung der freien Meinungsäußerung | auch in ih ; 17 56 J 
3 : , „ha hrem Falle die Gefahr genau ſpecificirt und erhoben ſein, 
führt, davon haben wir auch in neueſter Zeit ein belehrendes und welche aus dem Betriebe eines beſtimmten Geſchäftes, ſei es nun über⸗ 
warnendes Beiſpiel in Rußland, das einen ununterbrochenen Herd der : oder in Folge beſonderer Umſtände für die öffentliche Ordnung 
| 
| 


Meuchelmorde, der geheimen Verſchwörungen, der öffentlichen Furcht und Sicherheit erwachſe und die mächtig genug ſei, um jene polizeili⸗ 
und des öffentlichen Schreckens bildet. 5 a chen Rückſichten in Bewegung ſetzen zu können. Welcher Art nun die 

Mit vollſtem Recht können wir aber die heutige „Staats⸗ und vermeintliche Gefahr ſei, die aus der Vereinigung ihres Victualienhan⸗ 
Geſellſchaftsordnung“ die neu erſtandene römiſche nennen, die im Laufe dels mit einem Weinſchanke entſpringen dürfte, iſt weder in der erſt⸗ 
eines Jahrtauſends unſere deutſche vollſtändig untergraben“ und „ums noch in der zweitinſtanzlichen Entſcheidung definirt worden. Aus dieſen 
geftürzt” und die moderne Geſellſchaft von Neuem in ein unentwirr⸗ Gründen erachte fie die Entſcheidung der k. k. Statthalterei nicht gerecht⸗ 


bares Chaos und einen glanzvollen Ruinenhaufen umgewandelt hat, fertigt und bitte um d sweiſe um Verleihun 
wie ſolche zur Zeit der höchſten äußeren „Blüthe“ und höchſten inneren de. le onceffion. uibcbunge Haesiehungameii hung 


ſittlichen Verwilderung des Alterthums vorhanden waren. Das k. k. Miniſterium des Innern hat nun mit Erlaß vom 


Aufgabe unſerer Gegenwart jedoch iſt es, die verhängnißvoll 17. August 1878, 8. 11077 dem Recurſe im Grunde des 8 18, 
verloren genen elgsiten. bildung geſerte dmihe Abſatz 2 der Gewerbeordnung keine Folge gegeben, weil die Benützung 
und christliche „Staats! und Geſellſchaftsordnung“ wieder herzuſtellen; eines Victualiengewölbes zur Weinſtube aus polizeilichen Rückſichten 
außerdem aber das neue Gebäude für die Anſchauungen und Bedürf⸗ unzuläſſig ſei Dr. V. P 
niſſe der Neuzeit ebenfalls einzurichten und wohnbar zu machen. Dieſe F — — ia 


Unvereinbarkeit der Nebenbeſchäftigung als Eivilgeometer mit 
der Stelle eines Bürgerſchullehrers. 

Franz S., Lehrer an der Bürgerſchule in T. iſt bei der Statt⸗ 
halterei um die Verleihung des Civilgeometerbefugniſſes eingeſchritten. 
Dieſem Einſchreiten wurde von der Statthalterei nach Anhörung des 
Landesſchulrathes keine Folge gegeben, „weil die Nebenbeſchäftigung 
als Civilgeometer den Geſuchſteller in der Erfüllung der ihm als Lehrer 
obliegenden Verpflichtungen behindern würde ($ 35 des böhmiſchen Landes⸗ 
geſetzes vom 19. December 1875, L. G. Bl. Nr. 86) und eine Buͤrger⸗ 
ſchullehrersſtelle als beſoldetes mittelbares Staatsamt ($ 7 der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 11. December 1860, Z. 36.413) mit der Eigenſchaſt 
eines autoriſirten Technikers nicht vereinbar ſei“. 

In dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe berief ſich 
Recurrent zunächſt auf einen Erlaß des böhmiſchen Landesſchulrathes 
vom 16. Juni 1874 Z. 11.862 ), in welchem „wohl die Betreibung 
von Geldgeſchäften durch Lehrer an öffentlichen Schulen, nicht aber auch 
die Ausübung anderweitiger Nebenbeſchäftigungen durch dieſelben“ 
von der Bewilligung des Landesſchulrathes abhängig gemacht worden 
ſei. Auch ſuchte derſelbe auszuführen, daß ihm die Beſchäftigung als 
Civilgeometer in der Erfüllung ſeiner Berufspflichten als Lehrer nicht 
hinderlich wäre, da die Verrichtungen der Civilgeometer nicht an beſtimmte 
Zeitabſchnitte gebunden ſeien und daher von ihm innerhalb der freien 
Stunden beſorgt werden könnten. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 5. Auguſt 1878, 
Z. 9330 dieſem Recurſe keine Folge gegeben. W. 


Die Klage wegen Störung im Befitze eines Jagdrechtes iſt unzu⸗ 
läſſig, wenn die politiſche Behörde bereits rechtskräftig zu Gün⸗ 
ften des Belangten entſchieden hat. ($$ us J. N.; 5 poss. summ.) 

Mehrere Juſaſſen der Gemeinde X. brachten eine Beſitzſtörungs⸗ 
klage gegen B. ein, in welcher ſie behaupteten, im factiſchen Beſitze 
der Ausübung des Jagdrechtes auf der Planalpe zu ſein und darin 
vom Geklagten geſtört worden zu ſein. Als B. bei der Tagſatzung gel⸗ 
tend machte, daß er die Gemeindejagd in der Planalpe und damit auch 
in dem nun ſtreitigen Territorium gepachtet habe, daß er die Jagd 
auf dieſer Alpe, von welcher die Kläger während der Dauer der Jagd⸗ 
zeit einen Theil käuflich erworben haben, bis in die neueſte Zeit aus⸗ 
geübt habe und ſich auf das Erkenntniß der politiſchen Behörde, nach 
welchem ihm das Jagdrecht zuſteht, berief, wurde in erſter Inſtanz die 
weitere Verhandlung mit Beziehung auf den § 48 der Jurisdictions⸗ 
norm vom 20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251 und auf den 
8 5 der kaiſerlichen Verordnung vom 27. October 1849, R. G. Bl. 
Nr. 12, von Amtswegen aufgehoben. 

Auf Recurs der Kläger wurde in Skattgebung desſelben vom 
Oberlandesgerichte dem Bezirksgerichte die Durchführung der Verhand⸗ 
lung aufgetragen, weil die Kläger behaupteten, ſich im Beſitze des 
Jagdrechtes zu befinden und darin durch den Geklagten geſtört worden 
zu ſein und jeder, welcher im Beſitze eines Rechtes beeinträchtigt wird, 
berechtigt iſt, die richterliche Hilfe in Anſpruch zu nehmen, weil es ſich 
im Beſitzſtörungsverfahren lediglich um den factiſchen Beſitz und die 
Störung desſelben handelt und dadurch die der politiſchen Competenz 
zugehörige Frage über die Zuläſſigkeit der Ausſcheidung der den Klä⸗ 
gern gehörigen Grundſtücke aus dem dem Geklagten verpachteten Grund⸗ 
complexe nicht berührt wird. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
9. Mai 1878, 3. 4483, die Entſcheidung der erſten Inſtanz, weil 
es ſich im vorliegenden Falle um die Ausübung der Jagd in der 
Planalpe handelt, worüber die politiſche Behörde in ihrem Wirkungs⸗ 
kreiſe bereits rechtskräftig im Sinne des Anſpruches des Geklagten ent⸗ 
ſchieden hat. Ger.⸗Ztg. 


Literatur. 


Beiträge zum öſterreichiſchen Waſſerrechte. Von JUDr. An⸗ 
ton Nanda, k. k. ordentlicher Profeſſor der R chte in Prag. Zweite vermehrte 
Auflage. Prag, Verlag von Franz Rivnac, 1878. 8. 68 S. 


) Dieſer Erlaß war aus Anlaß eines ſpeciellen Falles erfloſſen, wo ein 
Lehrer als Agent einer fallit gewordenen Verſicherungsgeſellſchaft Geſchäftsvermitt⸗ 
lungen beſorgt hatte. 
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Mit der ſtetig zunehmenden praktiſchen Bedeutung der zahlreichen, die 
Benützung und Leitung der Gewäffer betreffenden Rechtsfragen hielt bei uns in 
Oeſterreich die Literatur des Waſſerrechtes keineswegs gleichen Schritt. Mit Aus⸗ 
nahme einer im Jahre 1870 in böhmiſcher Sprache erſchienenen Monographie 
des Herrn Dr. K. Jieinsky und eines in der allgem. öſterr. Gerichtszeitung im Jahre 
1869 veröffentlichten Aufſatzes von Herrn Dr. K. Lemayer beſaßen wir bisher keine 
einſchlägige wiſſenſchaftliche Arbeit, und war dieſer Mangel um ſo fühlbarer, 
als in den gedachten, ſehr werthvollen Aufſätzen die neuere in den Jahren 1869 
und 1870 vollzogene Codification des öſterreichiſchen Waſſerrechtes nur zum 
Theile berückſichtigt werden konnte. 


Um ſo dankbarer war es anzuerkennen, wenn ein Schriftſteller von der 
literariſchen Bedeutung Randa's ſich entſchloß, dieſe Lücke in der Literatur aus⸗ 
zufüllen. Im erſten Band der von Herrn Prof. Dr. Samitſch herausgegebenen 
vöſterr. Zeitſchriſt für Geſetzgebung und Rechtsſprechung auf dem Gebiete der 
Verwaltungsrechtspflege“ erſchien im Jahre 1877 unter dem Titel „Das Waſſer⸗ 
rech!“ eine bedeutſame Publication, in welcher die wichtigſten Fragen des öſterr. 
Waſſerrechtes ſyſtematiſch in vollendet wiſſenſchaftlicher Weiſe behandelt wurden. 
Das vielſeitige Intereſſe, welches dieſer Artikel in Juriſtenkreiſen erweckte, ver⸗ 
anlaßte den Verfaſſer, einen Separatabdruck desſelben zu veranſtalten, der zu 
Beginn dieſes Jahres in Commiſſion der Verlagsbuchhandlung F. Rivnad er⸗ 
ſchien. Schon nach 5 Monaten ergab ſich die Nothwendigkeit einer neuen Auf⸗ 
lage, die nun vor uns liegt und gegenüber der erſten Auflage noch mehrere 
werthvolle Zuſätze aufweiſt. 

Nachdem der Verfaſſer im erſten Abſchnitte die rechtliche Natur des ſo⸗ 
genannten Eigenthums an Gewäſſern dogmatiſch entwickelt, und die hiſtoriſche 
Entwicklung geſchildert, übergeht derſelbe zur Darlegung des gegenwärtigen 
Standes der Waſſergeſetzgebung auf Grund des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 1869 
und der für die einzelnen Kronländer erlaſſenen Landesgeſetze. Insbeſondere 
werden dann die Rechtsverhältniſſe an öffentlichen Gewäſſern und jene an Privat⸗ 
gewäfſern einer eingehenden Erörterung unterzogen. Die fo viel beſtrittene Frage 
der Competenz in Waſſerrechtsſachen wird in dem folgenden Abſchnitte dahin 
beantwortet, daß alle Waſſerangelegenheiten, in Anſehung welcher nach Maßgabe 
des Waſſergeſetzes die Intervention der Adminiſtrativbehörde vorgeſchrieben iſt, 
vom Rechtswege ausgeſchloſſen ſind, es wäre denn, daß es ſich um ſtreitige, auf 
privatrechtlichen Titeln beruhende Waſſerbenützungsrechte handeln 
würde. Nur in dem letzterwähnten Falle können die privatrechtlichen Anſprüche 
ſowohl im petitoriſchen als auch im poſſeſſöriſchen Verfahren vor dem Civilrichter 
geltend gemacht werden. Die zwei letzten Abſchnitte handeln von den waſſerrecht⸗ 
lichen Eigenthumsbeſchränkungen und von den waſſerrechtlichen Enteignungsfällen. 
Ein Abdruck des Geſetzes vom 30. Mai 1869 betreffend die der Reichsgeſetzgebung 
vorbehaltenen Beſtimmungen des Waſſerrechtes iſt dem Werke beigeheftet. 

Mit Rückſicht auf die Perſönlichkeit des Verfaſſers glauben wir wohl 
einer Kritik des Inhaltes der vorliegenden Schriſt überhoben zu ſein, und be⸗ 
merken daher nur, daß die äußere Ausſtattung den Anſorderungen an eine gute 
Offiein vollkommen eutſpricht. —k, 


Die Dienftboten- Ordnung für das flache Land von Nieder: 
öſterreich vom 22. Jänner 1827. Zum Gebrauch für Gemeindevorſteher 
wie auch für Private. Bearbeitet und zuſammengeſtellt von Dr. Leopold 
Preleuthner, Conceptsprakticant der k. k. n. ö. Statthalterei. Wien, 1878. 
Perles. 

Das vorliegende Buch gibt uns eine ſyſtematiſche Bearbeitung der neuen 
Dienſtboten⸗Ordnung für das flache Land von Niederöſterreich. Der Verſafſer 
behandelt den Gegenſtand in folgenden 4 Abſchnitten: I. Abſchluß und Beginn 
des Dienſtverhältniſſes. II. Dauer und Endigung des Dienſtverhältniſſes. III. Aus 
dem Dienſtverhältniſſe entſpringende Rechte und Verpflichtungen. IV. Die dem 
Gemeindevorſteher hinſichtlich der Handhabung der Dienſtboten⸗Ordnung obliegende 
Amtsthätigkeit. Die letzteren beiden Abſchnitte zerfallen noch in mehrere Capitel. 
Durch die angewendete Syſtematik wird die Orientirung über die geſetzlichen 
Beſtimmungen ſehr erleichtert, weßhalb das Büchlein den Gemeindevorſtehern 
weſentliche Dienſte leiſten dürſte. Die Bearbeitung iſt ſehr präcis, genau an⸗ 
ſchließend an den Getetzestext. Im Anhange wird der Geſetzestext ſelbſt gebracht, 
dann folgen mehrere ſehr gelungene Formularien zum Amtsgebrauche der Ge⸗ 
meindevorſteher und endlich ein ſorgfältig gearbeitetes alphabetiſches Sachregiſter. 
Die Arbeit zählt zu den beſſeren in dieſer Linie und muß dabei namentlich das 
Streben eines jungen Beamten, durch derlei Arbeiten das praktiſche Verwaltungs⸗ 


weſen zu fördern, dankbarſt anerkannt werden. Ir. 


Geſetze und Berordnungen. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärn⸗ 
ten. 1878. 
I. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. 

1. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 21. Jänner 1878, 
8. 201, betreffend die Einhebung von Ueberfuhrsgebühren bei der Drauüberfuhr 
des Joſef Safran in Sulpitſch. 

2. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 21. Jänner 1878, 
3. 202, betreffend die Einhebung von Ueberfuhrsgebühren bei der Drauüberfuhr 
des Karl Gitſchthaler in Dreilach. 


II. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. 


3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 1. Februar 1878, 
Z. 8428 de 1877, betreffend die Finnenkrankheit des Schweines. 
III. Stück. Ausgeg. am 26. Februar. 
4. Geſetz vom 27. Jänner 1878, betreffend die Schonzeit des Wildes, 
wirkſam für das Herzogthum Kärnten. 
IV. Stück. Ausgeg. am 2. März. 


5. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 27. Februar 
1878, 8. 1398, betreffend die Vornahme der Rekrutirung im Jahre 1878. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 1878. 
I. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. 


1. Kundmachung der k. k. Finanzdirection für Krain vom 30. November 
1877, 8. 12.768, betreffend die Verſetzung des derzeit in Planina beſtehenden 
Mauthſchrankens nach Kauce⸗Kirchdorf. 

2. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 21. December 
1877, Z. 8514, mit welcher der Vorſpannspreis in Krain für die Zeit vom 
1. Jänner bis 31. December 1878 feſtgeſetzt wird. 

3. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 14. December 
1877, 8. 8324, betreffend die Feſtſtellung der Militärdurchzugsgebühr in Krain 
für die Zeit vom 1. Jänner bis Ende December 1878. 

4. Kundmachung der k. k. Landesregierung ſür Krain vom 25. December 
1877, 8. 8583, betreffend die Einführung eines Hauptſchubes zwiſchen Laibach 
und Villach, ſowie zwiſchen Laibach und Seſſana. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. März. 


5. Kundmachung der k. k. Landesregierung ſür Krain vom 19. Jänner 
1878, 8. 450, betreffend die Eidesablegung des autoriſirten Civilgeometers 
Theodor Sittig. 

6. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 23. Februar 
1878, Z. 1337, betreffend die Tage und Orte der Hauptſtellung der Wehrpflich⸗ 
tigen in Krain für das Jahr 1878. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 


Küſtenland. 1878. 
I. Stück. Ausgeg. am 23. Jänner. 
1. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Finanzdireetion in Trieſt vom 
5. Jänner 1878, mit welcher die beſtehenden Einzahlungstermine der verſchiedenen 


directen Steuern und die Folgen der Nichtzuhaltung derſelben neuerdings ver⸗ 
lautbart werden. 


öſterreichifch⸗illiriſche 


II. Stück. Ausgeg. am 6. März. 
2. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei, vom 1. März 1878, 
betreffend die Heeresergänzung für das Jahr 1878. 


III. Stück. Ausgeg. am 27. März. 
3. Geſetz vom 28. Februar 1878 über die Theilung der Gemeindegründe 
von Mauhinja. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 1878. 
I. Stück. Ausgeg. am 9. Jänner. 
1. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. November 
1877, 8.8871, betreffend die hauptſächlichſten Beſtimmungen des neuen Statutes 
für die Schiffsjungenſchule der k. k. Kriegsmarine. 
II. Stück. Ausgeg. am 29. Jänner. 
2. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Jänner 


1878, 8. 672, mit welcher das verfaſſungsmäßige Geſetz für die Aushebung des 
Militär⸗Contingentes pro 1878 veröffentlicht wird. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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III. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 


3. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 6. Februar 
1878, 8. 318, betreffend die Bemeſſung der täglichen Taxe für die Pflege und 
den Unterhalt der Kranken in den öffentlichen Spitälern pro 1878. 


IV. Stück. Ausgeg. am 5. März. 


4. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 20. Februar 
1878, Z. 2311, betreffend die Einhebung der Landesumlage und Landeszuſchläge 
für das erſte Halbjahr 1878. 


V. Stück. Ausgeg. am 9. März. 


5. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 2. März 1878, 
Z. 2803, betreffend die Einhebung der Zuschläge zu den directen Steuern in der 
Fraction Vrisnik. 


VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. 


6. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 7. März 1878, 
Z. 2964, betreffend die beſtimmten Tage für Militärſtellung im Jahre 1878. 


VII. Stück. Ausgeg. am 17. März. 


7. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. März 1878, 
8. 3233, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern in den 
Fractionen Boſſoglina, Suhidol, Sratok, Trolokve, Prgomet, Lepenice, Sitno, 
Trau und zur Verzehrungsſteuer in der letzteren für das Jahr 1878. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 31. März. 
8. Circularſchreiben vom 1. März 1878, 3. 2450, an ſämmtliche Bezirks ⸗ 
Hauptmänner und politiſchen exponirten Commiſſäre, betreffend die Pflicht der 
herumziehenden Muſikanten, die Zuſchläge zu der Erwerbſteuer zu zahlen. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den k. k. Hofrath Fdch. Ritter v. Kaltenegger⸗ 
Riedhorſt zum Landeshauptmanne im Herzogthume Krain und den jubilirten 
Profeſſor und Landesausſchuß⸗Beiſitzer Dr. Johann Bleiweis zu deſſen Stell⸗ 
vertreter in der Leitung des Landtages ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem früheren Bürgermeiſter von Wien Dr. Cajetan 
Felder das Commandeurkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Reſpicienten Joſef Zahradka 
das ſilberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat ben 
Concipiſten der Wiener Polizei⸗Direction Dr. Karl Edlen v. Rueber zum 
Commiſſär bei der Brünner Polizei⸗Direction ernannt. 
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Erledigungen. 


Oberingenieursſtelle im Staatsbaudienſte in Tirol und Vorarlberg in der 
achten Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 213.) 

Steueramts⸗Adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der o. ö. Finanz⸗ 
Landesdirection, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 215.) 

Forſtadjunctenſtelle beim Stiftungsfondsgute Ebersdorf a. d. Donau mit 
500 fl. 65 Naturalwohnung und Holzdeputat, bis Ende September. (Amtsbl. 
Nr. 216.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Böhmen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. Octo⸗ 
ber. (Amtsbl. Nr. 217.) 

Regierungs⸗Concipiſtenſtelle in Schleſien in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
Ende September. (Amtsbl. Nr. 218 u. 219.) 


Im Verlage von Moriz Perles in Wien, Bauern⸗ 
marki 11, erſchien ſoeben 


Beſterreichiſcher Zuriſtenkalender 
pro 1879. 
Taſchenbuch für Advocaten, Notare, Juſtiz⸗ und Verwaltungsbeamte. 
Redigirt und herausgegeben von Dr. Guſtav Kohn. 


Elegant in Leinwand gebunden 1 fl. 60 kr., in Leder gebunden 2 fl. 
Dieſer heuer im 10. Jahrgang erſcheinende Kalender, (Verwechslung. 
mit andern gefälligſt zu vermeiden) iſt dies Jahr beſonders reichhaltig 
und praktiſch zuſammengeſtellt und erreicht das Advocatenverzeichniß 
das größte Maß der Vollſtändigkeit. 


DE Hierzu als Beilage: Bogen 22 und 28 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


